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AMtlicher teil
1. Satzung zur Änderung der Satzung

zur regelung der Aufwandsentschädigung für die 
ehrenbeamten und ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, die ständig zu 

besonderen Dienstleistungen herangezogen werden,
der Freiwilligen Feuerwehr und Ortsteilfeuerwehren

der Stadt heringen/helme 

Aufgrund des §19 Abs. 1, § 20 Abs. 2 und 21 der Thüringer Gemeinde- und Land-
kreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt mehrfach geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 2. Juli 2016 (GVBl. S. 242, 244), und des § 2 der Thüringer Feuer-
wehr-Entschädigungsverordnung (ThürFwEntschVO) vom 21. Dezember 1993 (GVBl. 
1994 Seite 33), zuletzt geändert durch die Thüringer Verordnung vom 11. Dezember 
2001 (GVBl. S. 92) hat der Stadttrat in seiner Sitzung am 29.08.2016 die  1. Änderungs-
satzung beschlossen.

Artikel 1

Der „§ 2 Abs. 6) wird wie folgt geändert:

 -  Jugendwart Auleben    30,00 Euro
 -  Jugendwart Hamma    30,00 Euro
 -  Jugendwart Heringen    30,00 Euro
 -  Jugendwart Uthleben    30,00 Euro
 -  Jugendwart Windehausen   30,00 Euro.

 -  Stadtgerätewart   35,00 Euro
 -  Gerätewart Auleben    25,00 Euro
 -  Gerätewart Hamma    25,00 Euro
 -  Gerätewart Heringen    35,00 Euro
 -  Gerätewart Uthleben    25,00 Euro
 -  Gerätewart Windehausen   25,00 Euro.

 - Stadtatemschutzgerätewart  35,00 Euro
 - Stellv. Stadtatemschutzgerätewart 25,00 Euro

Artikel 2

Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung zur Regelung der Aufwandsentschädigung für 
die Ehrenbeamten und ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, die ständig zu beson-
deren Dienstleistungen herangezogen werden, der Freiwilligen Feuerwehr und Orts-
teilfeuerwehren der Stadt Heringen/Helme tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft.

Stadt Heringen/Helme, den 28.10.2016

Maik Schröter
Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die die Ausferti-
gung und diese Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt Heringen/Helme 
schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht werden. Werden solche Verstöße nicht 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so sind 
diese Verstöße unbeachtlich.

Bekanntmachungsvermerk:
Die Satzung wurde mit ihrem vollen Wortlaut im Amtsblatt der Stadt Heringen/Helme 
öffentlich bekannt gemacht. Die Veröffentlichung erfolgte in der Ausgabe Nr. 3/2016 am 
14.12.2016.

Heringen/Helme, den 14.12.2016

Lutz Maschke
Bau- / Hauptamtsleiter 

1. Satzung zur Änderung der Feuerwehrsatzung der Stadt heringen/helme

Aufgrund des §19 Abs. 1, § 20 Abs. 2 und 21 der Thüringer Gemeinde- und Land-
kreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt mehrfach geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Juli 2016 (GVBl. S. 242, 244), des § 14 Abs. 1 
des Thüringer Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Kata-
strophenschutz (Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetz - ThürBKG -)  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2008, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 10. Juni 2014 (GVBl. S. 159, 160) hat der Stadtrat der Stadt 
Heringen/Helme in seiner Sitzung am 29.08.2016 folgende 1. Änderungssatzung be-
schlossen:

Artikel 1

Der „§ 12 wird wie folgt geändert:

§ 12
Stadtgerätewart, Stadtatemschutzgerätewart

(1) Der Stadtgerätewart führt die zentralen Ausrüstungs- und Bekleidungslager der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Heringen/Helme und berät die Gerätewarte der 
Ortsteilfeuerwehren. 

(2) Er muss die Ausbildung zum Gerätewart an einer Landesfeuerwehrschule abge-
schlossen haben.

(3) Er wirkt bei der Beschaffung der Ausrüstungsgegenstände sowie der Dienst- und 
Schutzkleidung mit.

(4) Der Stadtatemschutzgeräteart ist für die Atemschutztechnik der Freiwilli-
gen Feuerwehr Stadt Heringen/Helme verantwortlich. Insbesondere ist er für die 
Überprüfung und die Instandsetzung der Atemschutztechnik verantwortlich. Er 
wirkt bei der Beschaffung der Atemschutztechnik mit und übernimmt die Überwa-
chung der Atemschutzgeräteträger (Untersuchung, Ausbildung sowie die jährlichen 
Wiederholungsübungen). Ihn unterstützt der stellv. Stadtatemschutzgerätewart. 
Der Stadtatemschutzgerätewart sowie der stellv. Stadtatemschutzgerätewart müssen 
die Ausbildung zum Atemschutzgerätewart an einer Landesfeuerwehrschule abge-
schlossen haben.

(5) Der Stadtgerätewart, der Stadtatemschutzgerätewart sowie der stellv. Stadtatem-
schutzgerätewart werden auf die Dauer von 5 Jahren auf Vorschlag des Wehrführeraus-
schusses vom Bürgermeister berufen.

(6) Der Stadtgerätewart und der Stadtatemschutzgerätewart sind Mitglieder des Wehr-
führerausschusses (§ 15 Abs.1) mit beratender Stimme.

Der „§ 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

§ 15
Wehrführerausschuss

(1) Die Stadt Heringen/Helme hat mehrere Ortsteilfeuerwehren. Deshalb wird ein 
Wehrführerausschuss gebildet, der aus dem Stadtbrandmeister, seinem Stellvertreter, 
den Wehrführern und deren Stellvertretern sowie dem Stadtgerätewart, dem Stadt-
atemschutzgerätewart und dem Stadtjugendfeuerwehrwart besteht und die Aufgabe 
hat, sämtliche Angelegenheiten des Brandschutzes, der allgemeinen Hilfe und der Frei-
willigen Feuerwehr der Stadt Heringen/Helme zu koordinieren

Artikel 2

Die 1. Satzung zur Änderung Feuerwehrs der Stadt Heringen/Helme tritt am Tag nach 
der Bekanntmachung in Kraft.

wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind. 
Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunter-
schriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamt-
heit im Stadtrat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags 
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträ-
ger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschrif-
ten bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen 
im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Stadt 
liegt, oder im Stadtrat/Stadtrat vertreten ist.  
 
3.2  Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag ein-
reicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 
Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahl-
vorschlags war. 
 
3.3.  Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter 
bei der 
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bis zum 23. Januar 2017, 18 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen. 
Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter mit 
dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvor-
schlags während der üblichen Dienstzeiten der Stadt Heringen/Helme   
 
 Montag, Mittwoch, Donnerstag  von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr   
       von 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr 

 Dienstag    von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr   
       von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

     Freitag    von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
ausgelegt. 
 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer kör-
perlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt Heringen/Helme aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall da-
durch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlbe-
rechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass die 
Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.  
 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für die-
selbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen 
Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 
 
3.4.  Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderli-
che Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls vom Wahlleiter 
mit einer Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften (Anlage 7a zur 
ThürKWO) verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlages aus-
gelegt. Die unter 3.3 gemachten Ausführungen gelten entsprechend. 
 
4.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie 
müssen 

spätestens am 13. Januar 2017 bis 18.00 Uhr 

eingereicht sein. 

Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der 
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einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 13. Januar 2017, 
18.00 Uhr, durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvor-
schlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags oder durch 
schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers zurückgenommen werden. 
 
5.  Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt. 
 
6.  Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter unverzüglich auf 
Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzelbewerber aufgefordert, fest-
gestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens 
am 23. Januar 2017, 18.00 Uhr, behoben sein. 
 

Am 24. Januar 2017 tritt der Wahlausschuss zusammen und beschließt, ob 
die eingereichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen 
und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit 
nach der Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl 
nicht statt. 
 
7.  Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weib-
licher Form. 
 

Heringen, den 30.11.2016 
 
 
Lutz Maschke
Wahlleiter
 
 
 
 



gewählt. 
 
Zum hauptamtlichen Bürgermeister, der als Beamter auf Zeit auf die Dauer von 
sechs Jahren gewählt wird, ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 ThürK-
WG wählbar, der am Wahltag das 21. Lebensjahr vollendet hat. Personen, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
sind unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. Nicht 
wählbar ist, wer am Wahltag das 65. Lebensjahr vollendet hat. Zum hauptamtlichen 
Bürgermeister kann auch ein Bewerber gewählt werden, der zur Zeit der Wahl sei-
nen Aufenthalt nicht in der Gemeinde hat. 
 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutsch-
land:  
 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, 
Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Por-
tugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie Zypern. 
 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 
ThürKWG). 
 
Zum Bürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die Gewähr 
dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. Darüber hinaus ist 
zum Bürgermeister nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Bürgermeisters hat für 
die Zulassung zur Wahl gegenüber dem Wahlleiter eine schriftliche Erklärung abzu-
geben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit dem 
Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Beauftrag-
ten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat; er muss ferner erklären, dass er 
mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für 
Verfassungsschutz sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für 
eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 
   
1.1.  Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern ein-
gereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufge-
fordert. 
 
Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und dem 
eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der 
Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei 
oder Wählergruppe ist. 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen der Partei 
oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Be-
zeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtli-
cher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von 
Parteien und Wählergruppen müssen die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten 
tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen 
Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnung erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 
 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Be-
zeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der 
zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der 
Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, verbindliche 
Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall 
gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter können 
durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags ge-

genüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt werden. 

1.2 . Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung enthalten: 
 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
 
b) Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Bewerbers, 
 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und Nach-
namens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
 
Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizufügen: 
 
Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, dass 
er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
ist, dass er der Aufnahme in dem Wahlvorschlag zustimmt sowie die Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 
 
1.3.  Der Wahlvorschlag des einzelbewerbers muss nach dem Muster der An-
lagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort, den 
Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie 
unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die 
Unterschriften von mindestens fünfmal soviel Wahlberechtigten tragen, wie Stadt-
ratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 80 Unterschriften). 
 
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen: 
 
Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufge-
stellt ist sowie die Erklärungen nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 
 
2.  Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss 
in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten 
Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe 
in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der 
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Auf-
stellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller 
beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch 
eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in 
geheimer Abstimmung gewählt werden. 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort und Zeit 
der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit 
dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei 
weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter der Stadt an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Ver-
sicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne 
des § 156 des Strafgesetzbuches. 
 
3.  Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines 
eigenen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Landtag, im Kreistag oder im Stadtrat vertreten sind, müssen neben den Unterschrif-
ten von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt 
werden, wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 64 Unterschriften). 
 
3.1.  Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines ge-
meinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Stadtrat vertreten ist, benötigt bei Ein-
reichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen 
hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten 
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Stadt Heringen/Helme, den 28.10.2016

Maik Schröter
Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die die Ausferti-
gung und diese Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt Heringen/Helme 
schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht werden. Werden solche Verstöße nicht 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so sind 
diese Verstöße unbeachtlich.

Bekanntmachungsvermerk:
Die Satzung wurde mit ihrem vollen Wortlaut im Amtsblatt der Stadt Heringen/Helme öffent-
lich bekannt gemacht. Die Veröffentlichung erfolgte in der Ausgabe Nr. 3/2016 am 14.12.2016

Heringen/Helme, den 14.12.2016

Lutz Maschke
Bau- / Hauptamtsleiter 

1. Nachtragshaushaltssatzung
der Stadt Heringen/Helme

(Landkreis Nordhausen) für das Haushaltsjahr 2016

Auf Grund des § 60 (1) ThürKO erlässt die Stadt Heringen/Helme folgende Nachtrags-
haushaltssatzung

§ 1

Der als Anlage beigefügte Nachtragshaushaltsplan wird hiermit festgesetzt; dadurch 
werden

erhöht
um
EURO

ver-
mindert
um
EURO

und damit der Gesamtbetrag
des haushaltsplans einschl. der 
Nachträge
              gegenüber 
   bisher           

     
auf nunmehr

   EURO                EURO
                              verändert

   
   6.351.800              6.434.000
   6.351.800              6.434.000

      708.100                 431.200
      708.100                 431.200

a) im Verwtungs-
haushalt
die einnahmen
die Ausgaben

b) 
im Vermögens-
haushalt
die einnahmen
die Ausgaben

136.500
320.500

   
158.100
195.200

  54.300
238.300 

      
435.000
472.100

 
§ 2

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird von 
0 € um 356.000 € erhöht und damit auf 356.000 € neu festgesetzt.

§ 3

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan wird von 1.055.000 € um 15.000 € erhöht und damit auf 1.070.000 
€ neu festgesetzt.

§ 4

Die übrigen Festsetzungen der Haushaltssatzung bleiben unverändert.

Diese Nachtragshaushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2016 in Kraft.

Heringen, den 17.11.2016

Maik Schröter
Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die die Ausferti-
gung und diese Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt Heringen/Helme 
schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht werden. Werden solche Verstöße nicht 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so sind 
diese Verstöße unbeachtlich.

Bekanntmachungsvermerk:
Die Satzung wurde mit ihrem vollen Wortlaut im Amtsblatt der Stadt Heringen/Helme öf-
fentlich bekannt gemacht. Die Veröffentlichung erfolgte in der Ausgabe Nr. 3/2016 am 
14.12.2016.

Heringen/Helme, den 14.12.2016

Lutz Maschke
Bau / Hauptamt

Stadt heringen/helme

Festsetzung der Grundsteuer für das Kalenderjahr 2017 
durch öffentlicheBekanntmachung

Die Festsetzung durch öffentliche Bekanntmachung betrifft alle Grundsteuerpflichtigen, 
die im Kalenderjahr 2017 die gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben.
Für sie wird die Grundsteuer für das Kalenderjahr 2017 gem. § 27 Abs.3 Grundsteuer-
gesetz durch diese öffentliche Bekanntmachung mit dem zuletzt für das Kalenderjahr 
2016 veranlagten Betrag festgesetzt.
Diese Steuerfestsetzung hat mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die Rechts-
wirkung eines schriftlichen Steuerbescheides.
Die Grundsteuerhebesätze bleiben gegenüber dem Vorjahr unverändert. Sie betragen:

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe -  Grundsteuer A 300 v.H.
b) für die Grundstücke -   Grundsteuer B 402 v.H.

der Grundsteuermessbeträge.

Soweit Änderungen in den Besteuerungsgrundlagen oder durch Eigentümerwechsel 
eintreten, wird hierfür ein entsprechender Grundsteuerbescheid erteilt.

Zahlungsaufforderung:

Die Steuerpflichtigen, die keine Ermächtigung zur Abbuchung der Grundsteuer erteilt 
haben, werden gebeten, die Grundsteuer 2017 - wie im zuletzt ergangenen Bescheid 
festgesetzt -zu entrichten.

Konto der Stadtkasse: Kreissparkasse Nordhausen
   BIC: HELADEF1NOR
   IBAN: DE98 8205 4052 0305 0048 08

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach dieser öffentlichen 
Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift einzulegen bei der Stadt Heringen/Helme, OT Heringen, Straße der 
Einheit 100, 99765 Heringen/Helme.

Bitte beachten Sie:
Das Einlegen eines Widerspruchs entbindet nicht von der Zahlungspflicht.

Maik Schröter
Bürgermeister

Festsetzung der Hundesteuer für das Kalenderjahr 2017 im Gebiet 
der Stadt heringen/helme durch öffentliche Bekanntmachung

Diese Festsetzung durch öffentliche Bekanntmachung betrifft alle Hundesteuerpflich-
tigen,
die im Kalenderjahr 2017 die gleiche Hundesteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben.
Für sie wird die Hundesteuer für das Kalenderjahr 2017 durch diese öffentliche
Bekanntmachung nach dem zuletzt ergangenen Bescheid festgesetzt.
Die Hundesteuer ist zu den aus dem zuletzt ergangenen Bescheid unter „Ratenfälligkeit 
für
die Folgejahre„ festgesetzten Terminen für das Jahr 2017 zu entrichten.
Diese Steuerfestsetzung hat mit der öffentlichen Bekanntmachung die Rechtswirkung 
eines
schriftlichen Hundesteuerbescheides. 

Zahlungsaufforderung:

Die Steuerpflichtigen, die keine Ermächtigung zur Abbuchung der Hundesteuer erteilt 
haben, werden gebeten, die Hundesteuer 2017 - wie im zuletzt ergangenen Bescheid 
festgesetzt -zu entrichten.

Konto der Stadtkasse: Kreissparkasse Nordhausen
   BIC: HELADEF1NOR
   IBAN: DE98 8205 4052 0305 0048 08

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach dieser öffentlichen 
Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift einzulegen bei der Stadt Heringen/Helme, OT Heringen, Straße der 
Einheit 100, 99765 Heringen/Helme.

Bitte beachten Sie:

Das Einlegen eines Widerspruchs entbindet nicht von der Zahlungspflicht.

Maik Schröter
Bürgermeister 

Stadt Heringen/Helme 
Der Wahlleiter

B E K A N N T M A C H U N G 

DER AUFFORDERUNG 

ZUR EINREICHUNG VON WAHLVORSCHLÄGEN 
 

Wahl des Bürgermeisters
 
1. In der Stadt Heringen/Helme wird am 
 

26. Februar 2017
ein hauptamtlicher Bürgermeister


